BUNDESGERICHTSHOF

IM NAMEN DES VOLKES

VIII ZR_102/65 URTEIL Verkiindet am

11. Mai 1966

Klett, Justiz-

obersekretdr
als Urkundsbeamter
der Geschiftsstelle

in dem Rechtsstreit

des Johann Wilhelm Schilll® in HeuNNENy- -V . <@
Dok ~Vieg @D, |

Beklagten und Revisionsklégers,

- ProzeBbevollmichtigter: Rechtsanwalt Dr. (GG -
gegen

dic RNy GNENEy -incctragene Genosscnschaft
mit beschrédnkter Haftung in A/ OSNENNS vertre-
ten durch den Vorstand: Heinrich Jafiiiimme, Ludvig OV«
in ONSEEENER' und Gustav MiVEmR, Xaufmann in Sp /0

1
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Kldgerin und Revisionsbeklagte,

~ ProzeBbevollmichtigter: Rechtsanwalt Dr.JdiNER --

s




.

Der VIII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf
die mindliche Verhandlung vem 11, Mai 1866 unter Mitwir-
kung des benatsprésidenten Dr. Haidinger sowie der Bun-

desrichter Artl, Dr. Mezger, Dr. Messner und Mormann

fiilr Recht ecrkannt:
Auf die Revision des Be'kiagten wird das Ur{:eil'
des 5. Zivilsenats des Hanseatischen Qberian-
desgerichts zu Hamburg vom 3. Mdrz 1965 aufge-
hoben.

Die Sache wird zur anderweiten Verhandlung und
IEntscheidung ~ auch Uver die Xosten der Revi-

alion - an das Berufungsgericht zuriickverwiesen0
Von Rechts wegen

Tatbestand:
Die klagende Eank nimmt im UrkundenprozeB den Be-
klagten aus ieiner Blurgschaft auf Zahlung von 100,000.-- Tm

in Anspruch. Sie hat im ersten Rechtszuge folgende Ur~

‘kunden vorgelegt:

"Burgschafts-Erkldrung

Ich, {der Beklagte) iibernehme hierdurch unwider-
ruflich folgende Blrgschaft: ‘
Die Firma Z- GmbH ssccvceoonn

hat aus folgenden Wechseln gegeniiber dem Landwirt
Augus-b. L- 000 0D0D0COO0OOCOODDLOOQCGT
Schuldverpflichtungen:




b)

Matthias Prinz

Rechtsanwalt www.prinz.law

- -

1) Wechsel per 25,9.1963 in Hohe von DM 40,000, =~

2) wechsel per 20.12,1963 in Hohe von DM 60,000, ~~
zusammens: 1009000'0—“ DM 56 000D 2000066000 O000OG0EO00sQ0

Diesem Betrag sind die lUiblichen Wechselkosten (Pro-
test etc) sowie auBerdem banklibliche Verzugszinsen

hinzuzurechnen.
. !

Die Wechsel liegen bei (der Kligerin).
Fiir diese Schuld 7@l itbernenme ich selbstschuldne-

rische Blrgschaft,

¢

HOEE, dcn 5. Februar 1964

gez. (Beklagter)"

" MAbtretungsurkunde

. e - P e T S S —————— ot G e Sl el A S e o - o o A —

Die mir gegen die Firma 2 GmbH ccosovccocsconanne
zustehenden Forderungen und zwar:

1.) aus Forderung 1%, Aufutellung vom

- PRITS BHATHIeSST19)1 ) Jop 919 ] I[.‘H\ SIOMUTE]

9,10.1963 in Hghe von DM 406520 =
‘ .
2.) Augs Wechsel per 20.12.1963% mit
Protestvermerk in Hohe von DM 60,000, =~
zuzliglich Protestkosten und Aus-
lagen mit j DM 281,60
zZusamnmnen also: D 100,801.62

cooco000o0DnDo0aO0 IIEbS‘L bankmaﬁigen Zinsen

trete ich hiermit mit allen Rechten ab
an die (Klidgerin).

RogiR, den 28. Januar 1964

gez. August LN "
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Das Landgericht wies - unter Aufhebung eines zuvor gegen
den Beklagteﬁ erlassenen Versdumnisurteils ~ die Klage
als in der gewihlten ProzeBart unstatthaft ab: Der Gléu-
biger LU, dem gegeniiber der Beklagte sich verblirgt ha-
be, habe die Forderung gegen den Hauptschuldner an die
Kldgerin schon abgetreten gehébt,_als der Beklagte die
Burgschaft Ubernommen habe. Die Forderung aus der XRirg-
schaft sei deshald nicht gemidB § 401 BGB auf die Klidge-
rin ubergegangen. DaBl der Beklagte sich auch gegeniiber
der Klidgerin habe verbirgen wollen, séi aus den vorge-
legten Urkunden nicht mit Sicherneit zu entnehmen.

Daraufhin legte die Kldgerin im zweiten Rechtszuge
aus dem vorprozessualen Schriftwechsel folgende weitere

Schriftsticke vor:

¢) Schreiben des Beklagten an die Kligerin vom
26. Februar 1964:

"eossooso teile ich Thnen mit, daB ich das Erbe

meiner verstorbenen Mutter anzutreten habe.

Fir Verbindlichkeiten der Firma 2§ GmbH in
Hohe von 100,000.-- DM zuzliglich Zinsen und
Kosten aus Wechselverpflichtungen habe ich mit
Biurgschaftsurkunde vom 5. Februar 1964 die un~
widerrufliche ERlirgschaft Ubernommen. D& an
Dienstag néchste Woche Testamentsertffnung

ist und mir dann eine grundbuchrechtliche Ab-
sicﬁerﬁng dieser FOorderung scococsccovocscoocoas
moglich ist, werde ich selbstversténdlich so-
fort als Absicherung eine Grundschuld bestel-
léNscocooceanas
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d) Schreiven der Geneossenschafts— Treuhand - Ge-
sellschaft mbH. in 0NNy VO 31, Midrz 1964 an den
Belklagten:

"BETT.: oceoosesaocsoes Lhre Blrgschaftgerklarung
fliir die Pirma 2GR ..... gegeniiber dem Landwirt

Aug‘.,lS“C L- © 600600 O06UO0CGAGO

Die uns angeschlossene (Klédgerin) hat uns mit'
der Einziehung ihrer Forderung gegen August '
IS ..... beauftragt. Unserer Auftraggebe-
rin ist géméB der ....,. beigefiigten Urkunde
vom 28,1.1964 eine Forderung iiber DM 100.801,62
cooooooooco ZEEEN die Pirma ZEMM GNDLH cccooooo
von Herrn LM abgetreten worden loo.ooooocooo

Durch Birgschaftserklirung vom 5.2.1964 haben
Sic die selbstschuldnerische EBurgschaft fir

die Schuld der Firma 7@ gegenuber Herrn LS
Ubernomnen. Wir nehmen Sie hiermit aus der
Burgschait in Anspruch coecocee. IN Ihrem
Schreiben vom 26.2.1964 erwihnten Sie, aaB
Ihnen die grundbuchliche Absicherung dieser
Forderung occsccesoo MOgLiCh 5€1 ovovovecocoon !
Wir fordern Sie auf .:...... die grundbuchliche

K} | )
Absicherung coccosoe VOrZUNENMEN ssocooovcosoac

¢) Der Beklagte antwortete mit Schreiben vom
14, April 1964: 3

" ss0ce.. Ich nahm davon Kenntnis, dal der von
Ihnen geltend gemachte Schuldbetrag von cecacoo
August LUl an Sie abgetreten worden ist und
demnach keinerlei Zahlung von mir cecoes.. mehr
an Herrn LU, sondern nur direkt an Sie vor-
genommen werden kénnen. Ich habe fiir diesen
Schuldbetrag diec selbschuldnerische Biirgschaft

B
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fir die Schuld der Firma 7@ gegeniiber Herrn
LU Ubernommen cooose.o LCh darf ccocosccsso
darauf'hinweisen, daB mip einer soiche grund-
buchliche Absicherung erst nach Antritt meines
Erbes ceocooscos. Moglich sein wird. Ich mdchte
Sie daher bitten, die mir von Ihnen gesetzte
Frist oscescessee Um eine kurze Zeitspanne zu
verldngern, um dann eine reibungslose ReéulieL
rung bzw. Absicherung vornehmen zu kdnnen coocoo'

Aus diesem Schriftwechsel ¢o0ll sich nach Auffassung
der Klégeriﬁ!ergeben, daB der Beklagte sich fir die Ver-
bindlichkeit der Hauptschuldnerin von 100.000.~-~ DM
schlechthin habe verbiirgen wollen, gleichviel wer gerade
Inhaber dieser Forderung war, obder Zedent L@ oder
die Klédgerin als Zessionarin. Die Kldgerin hat ausdriick=-
lich um einen Hinwels nach § 139 ZP0 gebeten, falls das
Berufungsgericht ihre Auffassung nicht teiie9 und hat
fiir dicsen Fall angekiindigt, sie werde vom Urkundenpro-
zef3 Abstand nehmen und dann Zeugenbeweis dafir antreten,
daf3 der Beklagte bei der Abgabe der Rlirgschaftserklidrung
viuBte, daB die Forderung gegen den Hauptschuldher be~
reits an die Kligerin abgetreten war. Das Berufungsgem
richt hat unter Abdnderung des Urteils des Landgerichts
das Versiumnisurteil gegen den Beklagten mit der MaBgabe
aufrecht erhalten, dafl ihm vorbehalten wurde, seine
Rechte im Nachverfahren auszufiihren. |

Mit der Revision erstrebt der Beklagte die Wieder~
herstellung .des Urteils des Landgerichts; die Kligerin
: !
beantragt, die Revision zurlickzuweisen,
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Entscheidungsgrinde:

. o —— o v —

Lo

Das Berufungsgericht fihrt zur Begrindung seiner
Lntscheidung aus: B

Das Landgericht habe mit Recht verfieint, dal nach
den vorgelegten Urkunden der Beklagte sich der g;ggggig
gegeniiver fir die Wechselschulden der FPirma Z@R verbirgt

~habe. In der Blrgschaftsurkunde sei der Gléubiger L{IR
ausdricklich genannt. Der Hinweis in der Urkunde, dafl die
Wechsel bei der Klégéfin ldgen, rechtfertige nicht die
Auslegung, der'Beklagte habe sich gegenliber dem gerade

aus den Wechseln: BRerechtigten verblrgen wollen. Auch die
im Berufungsrechtszug vorgelegten weiteren Urkunden er-
laubten einen solchen Séhluﬁ nicht. Es sel deshalb davon-
_auszugeheri, daB der Beklagte nur dem Zedenten LENEB gegen-
iver die Burgéchaftwﬁbarnommch habe.

Dies sei mbglich gewesen, obglei'c-ih LG im Zeit-
punkt der Abgabe der RBiirgschaftserkldrung die Forderung
gegen den Hauptschuldner bereits an die'Klégerin abgetreten
hatte. Dabei konne dahinstehen, wie die Abtretung von
LU an die Kl&gerin rechtlich zu werten sei. Sie sei
entweder eine fiduziarische Sicherungszession oder eine

Bingiehungsermdchtigung. Im ersteren Falle konne weiter
dahinstehen, ob nicht dem Zedenten als Sicherungsgeber
ohnehin so viele Gliubigerrechte verblieben seien, daB er
mit dem Beklagten im eigenen Namen eirien Burgschaftsver-
trag abschlielien konnte. Denn hierzu sei er jedenfalls
als von der Klégeriﬁ erméchtigt anzusehen. Wirde dagegen
in der Abtretung vom 28, Januar 1964 lediglich eine Lin-~ ;L
ziehungsermidchtigung erblickt, so sei der Stamm der Gldu- fﬁ
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bigerrechte dem Zedenten Ll verblieben und dieser des-
halb ohne weiteres berechtigt gewesen, den Bﬁrgschafts—
vertrag im eigenen Namen zu schliefien. Der Beklagte habe
demnach dem Zedenten LNk gegenune“ wirksam die Blrg-
schaft ubernommeno

Aus den Umsténden ergebe sich, dall die Kldgerin
diese Birgschaftsforderung in gewillkurfer ProzeBstand-
schaft fir LY einziehe. DaB die XlHdgerin sich darauf
bisher nicht ausdriicklich gestittzt habe, sei unsch#dlich;
gegeniiber der Ubertragung des Vollrechts sei die Ein-

‘ziehungsermichtigung ein Minus. Die gewillkiirte Prozefi-

standschaft setze allerdings voraus, daB der Ermichtigte
ein elgenes schutzwlrdiges rechtliches Interesse an der
Einziehung der Forderung habe. Dieses sei fiir die Kligerin
zu bejahen. Denn wie sich aus dem Schreiben der Genossen—
schafts— Treuhand- Gesellschaft mbE. an den Beklagten

vom 3l. Mdrz 1964 ergebe, sei die Klégerin Glaubigerin

des Zedenten LM und desh&élb diesem «egenuber gehalten,
die nurgsch 1ftsforderung einzuziehen,

IT..

Die Revision riigt in erster Linie, das RBerufungs-
gericht baue sein Urteil auf Teststellungen auf, die we-
yder im Sachvortrag der Parteien eine Grundlage fanden,
noch durch die vorgelegten Urkunden bvewiesen wirden,

Das gelte sowohl fiir die Annahme, der Zedent L@ habe
die Forderung gegen den “auptschuldnér nur sicherungs-

halber an die Klédgerin abgetreten oder die Klédgerin nur

zur Einziehung dieser Forderung im elgenen Nanrien erméch-
tigt, wie fur die weitere Annahme, LB habe die Kligerin
erméchtigt, die Birgschaftsforderung im eigenen Namen
geltend zu machen. Die Riige ist begrﬁndeto
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a) Ausweislich des Tatvestandes des Berufungsurteils
und der vorbereitenden Schriftsédtze, auf die das Urteil
verweist, hat die Kldgerin ilber dasg Innenverhilini's zwi-
schen dem Zedenten L-li- und der Kligerin nichts vorge-
tragen, sondern sich unter Vorlage der Abtretungsurkunde
auf die Behaupfung beschrinkt, LU habe am 28. Januar
1964 die Forderung gegen den Hauptschuldner an sie abge-
treten. Die in die Form einer rechtlichen Wertung geklei-
dete Feststellung des Rerufungsgerichts, Ll habe die
Forderung gegen den Hauptschuldner aber nicht in lhrem
ganzen rechtlichen Bestande an die Klégerin abgetreten,
weil es sich um eine Sicherungszession oder Einziehungs-—
erméchtigung genandelt habe, findet im Vortrag der Xla-
gerin keine $tiitze und wird zudem, worauf ea im Urkunden-
prozeB ankommt. (§ 592 ZPO), durch die vorgelegten Urkun=-
den nicht belegt. Des letzteren bedlirfte es allerdings
nicht, wenn es sich insowelt um einen unstreitigen Par-
teivortrag handelte. Davon kann aber schon deshalB nicht
die Rede sein, well die Klaéer;n belbst eine bolche Be~
haupturé gar nicht aufgestellt hat, Dau Berufungsgerlcht
durfte deshalbd seiner Entscheidung lediglich den durch
Urkunden belegten und im Ubrigen unstreitigen Vortrag
der Klagerﬁn zugrundelegen, daf Li.'31ch am 5. Pebruar
1964 vom Beklagten eine Bhrvschdft fir die bereits abge-
tretene Porderung hatte geven lassen,

Auch bei dieser Fallgestaltung konnte der Beklagte
dem Zedenten gegeniiber rechtswirksam eine Birgschafi

flir die Verbindlichkeit des Hauptschuldners {ibernehmen,
Zwar wird in der Regel der Eiirgschaftsvertrag zwischen
dem Eirgen und dem Gldubiger geschlossen. Es steht aber
nichts im Wege, daB der Rlirge den Burgschaftsvertrag
als'Vertrag zu Gunsten Dritter mit einer anderen Person
als dem Glﬁﬁbiger,'etwa mit dem Hauptschuldner oder, wie
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selbst nicht behauptet, LEB habe die Blrgschaftsfor-

o
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hier, mit dem Zedenten der Hauptforderung, 2zu Gunsten des S
Glaubigers mit der Wirkung -schlieBt, -daB dieser uhmittel- |
bar die Rlirgschaftsforderung erwirbt (§ 328 BGB). Das !
Berufungsgericht hat der Sache nach diese MOglichkeit :  €
gesehen, wenn es priuft, ob nach den vorgelegten Urkunden i‘ tﬁ
der Beklagte sich fiir die Verbindlichkeit des Hauptschuld-~
ners schlechthin - ohne Rilicksicht auf die Person des je-
weiligen Inhabers der Forderung - verbirgt habe. Es ver-—
neint ahber die MSglichkeit, aufgrund der Urkunden die
Rirgschaftserklérung des Beklagten in diesem Sinne aus-
zulegen. Die Revision hat diese dem DBeklagten gilinstige
Auslegung der Blrgschaftserkl&rung nicht angegriffen;

aber auch dic Kl&gerin als Revisionsbeklagte hat nicht
aufgezeint, daB die Auslegung des BerufungégerichtS'auf
einem Rechtsverstofl beruhe. Flur die Revisionsinstanz ist X
deshalb, ﬁpil die Auslegung einer Individualerklérung in @
Frage steht, die Auslegung des RBerufungsgerichts naBge b ”
lich, d&aB dbr Beklagte sich lediglich gegeniiber dem Ze-

~denten Liers als dem GlEublger fir die Verbindlichkeit

des Hauptschuldners verblrgt hat. VYon dieser Auslegung
ausgenend war aber die Blrgschaftserklérung, weil der

Zedent LU nicht mehr Inhaber der zu sichernden For-
derung war, gegenstandslos und deshald rechtsunwirksam.

b) Auch dic weitere Peststellung des RBerufungsge- , ‘ éﬂ
richis, der Zedent LW habe die Kl#gerin ermichtigt,

e o A N

die Rirgschaftsforderung im eigenen Namen einzuziehen,

findet im Vortrag der Kligerin keine Stlitze, keines-
falls wird sie durch Urkunden belegt., Die Kligerin hat

derung an -sie abgetreten oder sie ermdchtigt, die Blrg-

schaftsforderung im eigenen Namen einzuzienen, sondern
sie hat diéiKlage ausschlieflich darauf gestiitzt, daf
der Beklagte sich fiir die Verbindlichkeit des Hauptschuld-
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ners schlechthin und deshalb auch zu Gunsten der Kldge-
rin Vgrbﬁrgt habve (siche Berufungsbegriindung vom 6., Ju-
nuar 1965). Aus der Abtretungserkldrung vom 28. Januar
1964 ergidbt sich nur, dal INEE die Forderuug gegen den
Hauptschuldner, nicht abver daB er die Birgschaftsforde-
rung an die Xligerin abgetreten hat. ¥Wenn das Berufungs-

gericht sich auller Stande gesehen hat, auf Grund der vor-

gelegten Urikunden die Birgschaftsurkunde im Sinne der
Klagerin auszulegen, so kann es die daraus sich ergeben~
den Folgerungen nicht dadurch vermeiden, dal es eine

echtliche Konstruktion wehit, die im Parteivortrag
keine tatsdchlicihe Stutze findet.

|
Das DBeruiungsurteil: ist deshald mit der vom Be-
rufungsger cht gegebenen Begriundung nicht zu halten,

IIX.

Entgegen der Melnung der Revisionsbeklagten stellt

dag -Urteil sich auch nlchu“auv einem anderen Grund im

rcbnls als richtig dar. Dic Revisionserwiderung will
in den Schreiben des Beklagten voin 26. Pebruar 196& an
die Kldgerln und vom 24, April 1964 an die Genossen—
schafts- Treuhand - Gesellochaft mbH. ein bestitigendes
Schuldanerkenntnis des Beklagten und damit einen Ver-
zicht auf etwaige Einwendungen gegen die Xlageforderung
finden., Selbst wenn man unteratellt, daP damit nicht ein
neuer, und deshalb in der ReV1o10n51nstana unbeachtli-
cher, Tatsachenvortrag eingefithrt, sondern nur auf cinen
neuen rechtlichen Gesichtspunkt hingewiesen wird, so
kann jedenfalls das Revisionsgericht die beiden Schrei-
ben des Beklagten nicht selbst im Sinnc der Revisionser-
widerung duslﬁ gen, weil auch einc andere Auslegung der

Schreiben mindestens moglich ist,
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Das angefochtene Urteil war deshalb gemdB § 564 7P0
aufzuheben. '

!
t

’ ‘ IV.

3 2P0 fir eine
Entscheidung des Revisionsgerichts in der Sache selbst

Diec Voraussetzungen des § 565 Abs.

sind nicht gegeben. Einer solchen Entscheidung steht.,
worauf die Revisionserwiderung mit Recht hingewiesen'hatQ
ferner entgegen, daBl das Berufungsgericht, hidtte es nicht
rechtsfehlerhaft der Klage im Urkundenprozes stattgegeben,
der Klégerinﬁ— entsprechend ihrem ausdriicklichen Antrag -
hdtte Gelegeﬁheit geben milssen, vom Urkundenprozefl Abstand
zu nehmen;'Diescr Antrag widre bei der gegebenen einfachen
Sachlage entsprechend § 523, 264 ZPO (vgl. BGHZ 29, 337 ff)
als sachdienlich zuzulassen gewesen, Dann wire das Beru-
fungsgericht hinsichtlich der Auslegung der Blrgschaftser-
klérung nicht auf die vorgelegten Urkunden beschrinkt ge-
desen, sondern hitte auch auBlerhald der Urkunden liegende
Umstande, insbesondere such das Ergebnis des von der Kli-
gerin angekiindigten Zeugenbewelses, verwerten kdnnen.

Die Sache war deshald gemédB § 565 7PO zur anderwei-
ten Verhandlung und Entscheidung an das Berufungsgericht
zurickzuverweisen. Falls die Kldgerin vom Urkundenprozef
Abstand nimmt und das Berufungsgericht dies als sachdien—
lich zulédBt, wird es insbesondery die Blrgschaftserkldrung
unter Auswertung eines etwaigen Beweisergebnisses und un-
ter Berlicksichtigung der Interessenlage der Beteiligten
bei Abgabe der Blrgschaftserkldrung erneut auszulégen ha-
ben. Das Berufungsgericht ist dabei an seine bisherige
Auslegung auch insoweit nicht éebunden, als ihr nuy die
Urkunden zugrundegelegt sind. Schon aus dem Vermerk in der
Birgschaftsurkunde: "Die Wechsel liegen bvei (der Xligerin)"
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konnte entnommen werden, dall der Beklagte sich (auch)
dieser gegenliber verblrgen wollte. Denﬁics ist nicht
ersichtlich, welches Interesse er daran gehabt haben
konnte, sich nur L@l gegeniber zu ve-rb‘i'irgen, zumél
dieser - bei der vom Beklagten angenommenen Sachlage -
jederzeit in der Lage war, mit der Hauptforderung ge-
gen dic Firma Z@ auch die Burgschaftsforderung gegen
den Beklagten auf einen Dritten, insbesonderc auf ein
Bankinstitut wic dice KlEgerin, uvergehen zu lassen.

Da die Entscheidung Uber die Kosten der Revision

~von der vom Berufungsgericht zu treffenden neuen Ent-

v i oa . | ‘s . .
gcneldung abhingt, war auch diese Kostenentscheidung
denn Berufungsgericht zu Ubertragen.

Dr. Haidinger Artl ¢+ Dr. Mezger
. ‘ !

Dr. Messner Mormann




	BUNDESGERICHTSHOF

	IM NAMEN DES VOLKES

	niI_ZILi02/65	URTEIL	Verkündet am

	2


	I.

	3

	10

	11

	12




